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Mitteilungen über Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG an die Meldebehörden
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Es gab Unstimmigkeiten zwischen den Nachrichten 031011 und 031050 hinsichtlich der Übermittlung der Staatsangehörigkeit gem. § 4 Abs. 3 StAG an die MB. 
Lösung
Im Rahmen dieses wurde in Kapitel 5.5.8 die Systematik dokumentiert, nach der der Erwerb und der Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG im Personenstandswesen eingetragen wird. Außerdem wurde die Art und Weise vereinheitlicht, wie der Erwerb und der Wegfall des Erwerbs an die Meldebehörden übermittelt wird und für alle betroffenen Mitteilungen überprüft, ob der Erwerb und/oder der Wegfall möglich ist. Dabei haben sich folgende funktionale Änderungen an den Mitteilungen ergeben: 
· 031011: Neben der Mitteilung des Erwerbs ist im Zuge einer Vaterschaftsanerkennung kann nun auch der Wegfall des Erwerbs übermittelt werden.
· 031020: Im Rahmen einer Adoption wird die deutsche Staatsangehörigkeit nicht nach § 4 Abs. 3 erworben. Die Nachricht 031020 wurde entsprechend korrigiert, indem das entsprechende Kindelement entfernt wurde. Die Klärung, ob im Zuge einer Adoption der Erwerb nach § 4 Abs. 3 wegfallen kann, ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Sollte die Klärung nicht bis mehr rechtzeitig vor der Veröffentlichung von XPS 1.7.5 erfolgen, wird in der 031020 die Möglichkeit zur Übermittlung vorgesehen. Die KoSIT wird in diesem Fall im Anschluss an die Klärung mit einer Handlungsanweisung über Verwendung des Kindelements informieren. 
· 031050: Im Standesamt wird der Hinweis nach § 4 Abs. 3 StAG nur dann eingetragen, wenn die Voraussetzungen für den Erwerb sicher vorliegen. Bei der sich an eine Beurkundung anschließenden Prüfung kann also nie der Wegfall des Erwerbs festgestellt werden. Entsprechend muss in der Nachricht 031050 auch nur der Erwerb mitgeteilt werden können. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Rahmen der Befassung zu CR 37/2018 „Prüfung der Erforderlichkeit der Nachricht 031011“ wurde im EG XPersonenstand diskutiert, dass es Unstimmigkeiten bei der Verwendung des Elements „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ in den Nachrichten 031011 und 031050 gibt.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Modellierung und Verwendung sollte spezifikationsweit einheitlich erfolgen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-03-27
Im Rahmen der Diskussion zu CR 37/2018 wurde folgende Unstimmigkeit mit der Modellierung der Nachrichten 031011 und 031050 entdeckt:
Bei Erstbeurkundungen wird das Element „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“=true übermittelt, sofern der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG zum Zeitpunkt der Beurkundung feststeht, sonst unterbleibt die Übermittlung des Elements.
Bei Nachrichten aufgrund der Folgebeurkundung über eine Vaterschaftsanerkennung (031011) bedeutet ein Fehlen des Elements allerdings, dass ein ggf. früher gesendeter Hinweis auf den Erwerb zu streichen ist, da die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG nicht länger vorliegen. Gleiches gilt, falls das Standesamt nachträglich Kenntnis über das Vorliegen oder Nicht-Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG erhält. In der entsprechenden Nachricht 031050 wird, im Gegensatz zu 031011, explizit in der Dokumentation des Elements „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ darauf hingewiesen, dass das Streichen des Hinweises durch ein Weglassen des Elementes abgebildet wird.
In beiden Fällen bedeutet dies aber nicht zwangsläufig einen Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, da diese nach den neuen Gegebenheiten z. B. nach § 4 Abs. 1 StAG erworben werden könnte.
Das EG diskutiert folgende Varianten:
Variante 1: Die Dokumentation des Elements „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ in der Nachricht 031011 wird nach dem Muster der Nachricht 031050 erweitert. Das Meldewesen wird auf die Dokumentationsänderung und das Verständnis der derzeitigen Praxis aus Sicht des Personenstandswesens hingewiesen. Die korrekte Umsetzung obliegt dem Meldewesen.
Variante 2: Ein weiteres Element wird in die betroffenen Nachrichten (031011, 031050) aufgenommen, dass explizit den Wegfall der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG anzeigt.  
Die Möglichkeit, die Modellierung des Elements „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ dahingehend zu ändern, dass auch die Angabe „false“ explizit übermittelt werden kann wurde verworfen, da sie der in XPersonenstand spezifikationsweit verwendeten Systematik bei Werten vom Typ „boolean“ zuwiderläuft.
Beschluss:
Varianten 1 und 2 sollen den Vertretern des Meldewesens vorgelegt werden. 
Bei Variante 1 hat das EG die Bedenken, dass die implizite Übermittlung dazu führt, dass Hinweise auf den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs 3. StAG fälschlich nicht gestrichen werden. Das EG hat den Eindruck, dass eine Nicht-Streichung kaum ernsthafte Konsequenzen hätte. Diese Einschätzung ist ebenfalls mit dem Meldewesen zu diskutieren.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2019-04-16
Im Zuge der Protokollerstellung fiel auf, dass ggf. auch die Nachrichten 031012, 031020, und 031021 betroffen sein könnten. Dies sollte vor der Kontaktaufnahme mit dem Meldewesen im EG diskutiert werden.
Außerdem wurde von Frau Metzner angemerkt, dass in der Nachricht 031012 bereits ein Element „verlustDtStAngNachPar4Abs3StAG“ verwendet wird.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-05-08
Das EG diskutierte folgende Punkte:
1. In der Nachricht 031050 ist es fachlich nicht sinnvoll, den Verlust der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG zu übermitteln. 
Die Nachricht 031050 wird nur versendet, wenn die Prüfung des Vorliegens der Voraussetzung nach § 4 Abs. 3 StAG zum Zeitpunkt des Versands der Nachricht 031010 noch nicht abgeschlossen waren. In diesem Fall wurde in der Nachricht 031010 von einem Nichtvorliegen der Voraussetzungen ausgegangen, somit ist es nur sinnvoll, das Vorliegen der Voraussetzungen zu übermitteln.
Wenn das Standesamt sonstige Erkenntnisse erhält, die eine Änderung an den Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG zur Folge hat, so handelt es sich um eine Berichtigung die mit der Nachricht 031100 zu übermitteln ist.

2. Die Nachricht 031021 wird nicht an die Meldebehörde des Kindes adressiert. Das Element „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ ist hier fachlich nicht notwendig und soll gestrichen werden.

3. Mit der Nachricht 031020 kann sinnvoll der Verlust der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG mitgeteilt werden, z. B. wenn der annehmende Elternteil deutsch ist und damit die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Abs. 1 StAG erworben wird.

4. Mit der Nachricht 031100 wird ein Vorher-/Nachherbild übermittelt, so dass auch ohne explizites Element der Wegfall der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 3 StAG ausreichend dokumentiert wird.

Beschluss: 
Um den Sachstand für die Meldebehörde klar zu übermitteln, beschließt das EG, Variante 2 aus der Bearbeitung von 2019-03-27 umzusetzen und dem Meldewesen folgende Änderungen vorzuschlagen:
1. In die Nachrichten 031011, 031012 und 031020 wird ein optionales Element aufgenommen, das die Auswahl zwischen „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ und „wegfallErwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ bietet. In Nachricht 031012 entfällt das bisher verwendete Element „verlustDtStAngNachPar4Abs3StAG“.
2. Aus der Nachricht 031021 wird das Element „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ gestrichen.
3. In der Dokumentation zu Element „erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG“ der Nachricht 031050 wird nicht länger darauf hingewiesen, dass ein Weglassen des Elements ggf. eine Streichung des Hinweises zur Folge hat.

	Nachricht
	031010
	031011
	031012
	031020
	031021
	031050
	031100

	Anlass 
	Geburt
	Vaterschafts-feststellung
	Nichtbe-stehen der Vaterschaft
	Bestehen rechtlicher Elternschaft
	Nichtbe-stehen rechtlicher Elternschaft
	Zeitver-setzer Hin-weis zu §4 Abs. 3 StAG
	Berichti-gung

	Lesende MB
	Mutter, (Vater)
	Kind, Vater (neu)
	Kind, Vater (alt)
	Kind, Mutter (neu), Vater (neu)
	Mutter (alt), Vater (alt)
	Kind
	

	erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG
	x
	x
	x
	x
	-1
	x
	x

	wegfallErwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG
	-
	x1
	x
	x1
	-
	-
	-

	Implizit durch Doku
	-
	-
	-
	-
	-
	-1
	-


1 – Änderung nach EG-Beschluss

4. Die Prozessbeschreibung rund um die Angaben zu § 4 Abs. 3 StAG sollen detaillierter den Ablauf beschreiben.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-07-08
Den vom EG XPersonenstand in der Bearbeitung 2019-05-08 vorgeschlagenen Änderungen wurde folge getragen, indem:
1. Für Meldebehörden ein Datentyp namens StA2MB.StatusDtStAngNachPar4Abs3StAG (5.4.3.7) eingeführt wurde welcher die beiden Elemente erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG und wegfallErwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG beinhaltet sowie das Stereotyp xsdChoice trägt. Damit ist sichergestellt, dass jede Nachricht die ein Element dieses Datentyps enthält sowohl den Erwerb sowie den Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsbürgerschaft nach § 4 Abs. 3 StAG mitteilen kann, und dass nur einer der beiden Optionen in einer Nachricht übermittelt werden kann.
2. In den Nachrichten 031011 (5.5.2.1), 031012 (5.5.3.1) und 031020 (5.5.4.1) ein optionales Element namens statusDtStAngNachPar4Abs3StAG eingefügt wurde, und die einschlägigen, schon vorhandenen Boolean-Elemente entfernt wurden.
3. Das optionale boolesche Element erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG aus der Nachricht 031021 (5.5.5.1) gestrichen wurde.
4. Aus der Dokumentation zu Element erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG der Nachricht 031050 (5.5.8.1) der Satz „Das Streichen wird durch ein Weglassen des Elementes abgebildet.“ ersatzlos gestrichen wurde.
Es bleibt noch übrig, die Prozessbeschreibung rund um die Angaben zu § 4 Abs. 3 StAG so anzupassen, dass sie künftig detaillierter den Ablauf beschreiben.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-07-09
Die vom EG gewünschte detailliertere Beschreibung des Prozesses rund um die Angaben zu § 4 Abs. 3 StAG wurde geschaffen durch das Verändern der Dokumentation an folgenden Stellen:
1. In der Dokumentation zur Nachricht 031010 (5.5.1.1) wird nun zusätzlich zum Hinweis, wann das Feld der Nachricht betreffend § 4 Abs. 3 StAG befüllt wird, darauf hingewiesen mit welcher Nachricht (031050) solch ein Hinweis nachgetragen werden kann.
2. Die Dokumentation zu dem neu geschaffenen Datentyps statusDtStAngNachPar4Abs3StAG (5.4.3.7) wurde um Informationen betreffend dessen Verwendung ergänzt.
3. Die Dokumentation der Nachricht 031100 (12.5.5) wurde ergänzt um Informationen darüber, welche Konfiguration der Werte der entsprechenden Felder in den Vorher- und Nachherständen jeweils welcher möglichen Auswirkungen einer Berichtigung auf den Erwerb der Staatsbürgerschaft gemäß § 4 Abs. 3 StAG entsprechen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-08-16
Die in der Bearbeitung vom 2019-07-09 vorgenommenen Änderungen stellten sich als für die Beschreibung des Prozesses rund um den § 4 Abs. 3 StAG als ungenügend heraus. Deswegen wurde die Prozessbeschreibung im Abschnitt 5.5.8, die bisher nur dazu diente den Prozess rund um den nachträglichen Eintrag eines Hinweises zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG zu dokumentieren, dahingehend umgeschrieben nun den ganzen Prozess zu beschreiben.
Andere Stellen der Spezifikation, die bisher einen Teilausschnitt des Prozesses wiedergegeben haben, verweisen nun auf Abschnitt 5.5.8, um Doppelungen der Spezifikation zu vermeiden. Diese Stellen sind:
	Titel
	Abschnitt

	StA2MB.StatusDtStAngNachPar4Abs3StAG
	5.4.3.7

	Mitteilung einer Geburtsbeurkundung
	5.5.1

	Mitteilungen aufgrund einer Vaterschaftsfeststellung
	5.5.2

	Mitteilungen aufgrund des Nichtbestehens einer Vaterschaft
	5.5.3


Damit sind die gewünschten Änderungen in Gänze umgesetzt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-10-24
Das Expertengremium diskutiert die vorgeschlagenen Änderungen der Spezifikation unter dem Punkt 5.5.8, die eine allgemeine Prozessbeschreibung des Verlusts und des Erwerbs der Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 Staatsangehörigkeitsgesetz darstellen.
Das Expertengremium hält eine allgemeine Prozessbeschreibung an der vorgeschlagenen Stelle für sinnvoll.
Die Formulierungen werden an manchen Stellen als für nicht dem Sprachgebrauch im Personenstandswesen entsprechend befunden. Entsprechende Änderungsvorschläge sollen von der KoSIT eingearbeitet werden.
Änderungsvorschläge: 
· Element und Datentyp sollen nicht „statusDtStAngNachPar4Abs3StAG“ sondern „aenderung…“ heißen. Die Dokumentation muss entsprechend angepasst werden.
· Außerdem sollte in der Tabelle nicht von verlust, sondern von Wegfall des Erwerbs gesprochen werden. 
In dem bisherigen Vorschlag für die Prozessbeschreibung und die Modellierung ist es bei der Nachricht über die Annahme als Kind möglich, sowohl den Erwerb, als auch den Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG mitzuteilen.
Das Expertengremium stellt fest, dass ein Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG durch eine Annahme als Kind nicht möglich ist, da der § 4 Erwerb und Verlust von Staatsangehörigkeit nur durch Geburt regelt, und eine Annahme die Abstammung (Eltern bei Geburt) nicht verändert. Unklar bleibt, ob ein Verlust des Erwerbs nach § 4 Abs. 3 StAG durch eine Annahme möglich ist.
Als relevante Paragraphen des Staatsangehörigkeitsgesetzes, die sich mit der Annahme als Kind befassen, werden §§ 6 sowie 27 identifiziert.
Die KoSIT soll die Sachlage prüfen und zur nächsten Sitzung des Expertengremiums eine These vorlegen.
Im Zuge der Feststellung des Nichtbestehens einer Vaterschaft sowie bei einer Berichtigung im Geburtenregister kann ein Kind die Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 1 StAG verlieren, indem der einzige deutsche Elternteil wegfällt.
Dieser Fakt wird in den entsprechenden Nachrichten bisher nicht explizit mitgeteilt. Wenn die Nachricht über Nichtbestehen der Vaterschaft den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG vermerkt ist das zwar untrennbar verbunden damit, dass der Erwerb nach § 4 Abs. 1 StAG weggefallen ist. Umgekehrt gilt jedoch nicht, dass der Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 1 StAG untrennbar mit einem Erwerb nach § 4 Abs. 3 StAG verbunden ist.
Da der Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 1 StAG wesentliche Folgen nach sich zieht, wünscht sich das EG die Mitteilung dieses Faktes an die Meldebehörden in den entsprechenden Nachrichten.
Der Wunsch wurde von der KoSIT im Änderungsantrag 22/2019 festgehalten, und soll dem Änderungsbeirat in dessen Januarsitzung vorgetragen werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-10-29
Der Auftrag des Expertengremiums wurde erfüllt indem:
· Der Name des Datentyps, mit dem sowohl ein Erwerb, sowie der Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsbürgerschaft nach § 4 Absatz 3 Staatsangehörigkeitsgesetz angezeigt werden kann, wurde von StA2MB.StatusDtSt… nach StA2MB.AenderungDtSt… geändert, da kein Status, sondern nur eine Änderung mitgeteilt werden soll.
· Dementsprechend wurde der Elementname in den Nachrichten 031011 und 031012 geändert.
· Die Änderungen an Formulierungen, die auf der Sitzung des Expertengremiums erarbeitet wurden, wurden so in die Spezifikation übernommen.
Bezüglich des Zusammenhangs von Änderungen am Status nach § 4 Absatz 3 StAG sowie einer Annahme als Kind ergibt sich folgende These:
Der § 4 das Staatsangehörigkeitsgesetzes regelt den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch ein Kind betreffend die Abstammung. Da eine Annahme als Kind an der Abstammung nichts ändert, kann diese an dem Erwerb oder Wegfall des Erwerbs nach § 4 Absatz 3 StAG nichts verändern. Entsprechend sind die Änderungen bezüglich der Staatsangehörigkeit, die sich durch eine Annahme ergeben, auch in anderen Paragraphen des StAG geregelt (§§ 6 und 27). 
Diese These sollte im Expertengremium noch einmal besprochen werden, vorsorglich wurde der Verweis auf die Prozessbeschreibung rund um den § 4 Abs. 3 StAG (Abschnitt 5.5.8) aus der Prozessbeschreibung über eine Annahme als Kind (Abschnitt 5.5.4), sowie der entsprechende Tabelleneintrag in Abschnitt 5.5.8 entfernt.
Eventuell gibt es noch eine Überarbeitung des Textes durch Herrn Zimmermann, diese wird dann noch vor der nächsten Sitzung des Expertengremiums eingearbeitet.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-11-13
Die Überarbeitung des Textes in der Spezifikation wurde durch Herrn Zimmermann zugeliefert. Sie findet sich im Ordner „Kommunikation_Zimmermann“ zu diesem Änderungsantrag.
Die Überarbeitung bezieht sich auf die Prozessbeschreibung rund um den § 4 Abs. 3 StAG (Abschnitt 5.5.8), wobei ausschließlich Formulierungen verändert wurden, also keine inhaltlichen Korrekturen vorgenommen wurden.
Die Änderungen wurden geprüft und in die Spezifikation übernommen.
Bezüglich der in der Bearbeitung vom 2019-10-29 gefassten These betreffend die Annahme als Kind wurde ein Dialog mit Herrn Hilpert aufgenommen, um ihre Richtigkeit zu überprüfen.
Bearbeitet durch: Hilpert (BDS) 	2019-11-21
§ 4 StAG regelt den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt. Gemäß § 4 Abs. 3 StAG erwirbt ein Kind mit ausländischen (leiblichen) Eltern durch Geburt im Inland die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn seine Eltern zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes bestimmte (im Gesetz genannte) aufenthaltsrechtliche Voraussetzungen erfüllen.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Abs. 3 StAG tritt jedoch nicht ein, wenn ein ausländisches Kind nach seiner Geburt von ausländischen Eltern adoptiert wird, welche gleichwohl die genannten aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 StAG in ihrer Person erfüllen.
Wird ein minderjähriges Kind, welches die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG erworben hat, später im Inland durch rein ausländische Eltern adoptiert und erwirbt es mit dieser Annahme die ausländische Staatsangehörigkeit seiner Adoptiveltern, verliert es gemäß 27 StAG seine (über § 4 Abs. 3 StAG) erworbene deutsche Staatsangehörigkeit.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-11-23
Aus der Antwort von Herrn Hilpert scheint es gegeben, dass die Ursprungsthese zutrifft, und ein Verlust des- bzw. ein Erwerb der Staatsbürgerschaft nach § 4 Abs. 3 des StAG nicht durch eine Annahme ausgelöst werden kann. Zu diskutieren wäre höchstens noch, ob der Verlust nach § 27 StAG als Verlust der Staatsbürgerschaft nach § 4 Abs. 3 StAG zu sehen wäre.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-11-27
Das EG stellt fest, dass der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG nicht durch Adoption erfolgen kann, da die Adoption nicht auf den Zeitpunkt der Geburt zurückwirkt. Es ist jedoch unklar, ob ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit durch Annahme nach § 27 StAG gleichzeitig einen Verlust des Erwerbs der deutschen Staatsbürgerschaft nach § 4 Abs. 3 StAG bewirkt.
Weiterhin ist es unklar, ob die Standesämter solch einen Verlust überhaupt ermitteln können. Dafür muss die erfolgte Annahme nämlich nach deutschem Recht wirksam sein, eine Ermittlung dieses Fakts ist durch die Standesämter bisher nicht zu leisten.
Es ist also zu ermitteln, ob ein Verlust des Erwerbs der deutschen Staatsbürgerschaft nach § 4 Abs. 3 StAG überhaupt möglich ist, sowie klarzustellen, wie die Standesämter diesen ermitteln sollen. Nur dann sollte ein entsprechendes Feld in den Nachrichten aufgenommen werden.
Beschluss:
Die Spezifikation wird durch die KoSIT so angepasst, dass eine Mitteilung des Verlusts in der Nachricht 031020 möglich ist, in dem in der Nachricht ein entsprechendes Feld aufgenommen wird sowie die Spezifikationstexte daraufhin überarbeitet werden.
Der Sachverhalt und die Auswirkungen auf die Standesämter sollte vor der Produktivnahme von XPersonenstand 1.7.5 rechtlich bewertet werden.
Aufgabe: Die KoSIT fasst den Sachverhalt schriftlich zusammen. BMI V II 1 leitet die Fragestellung an BMI V II 5 weiter.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-12-02
In der Nachricht 031020 wurde ein Element namens ‚wegfallErwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG‘ eingefügt. Damit kann nun für Annahmen als Kind ein Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 mitgeteilt werden. Die Nachricht findet sich in Abschnitt 5.5.4 der Spezifikation.
Außerdem wurde die Übersichtstabelle zu den entsprechenden Nachrichten an die Meldebehörde (1.5.8) um die Information ergänzt, dass mit der Nachricht 031020 nun auch der Wegfall des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG mitgeteilt werden kann.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-12-03
Es wurde ein erster Entwurf für die Sachverhaltsdarstellung sowie ein neuer CR für die anstehenden Nacharbeiten zu diesem CR nach der Finalisierung des Releases 1.7.5 erstellt. Der CR heißt 38/2019 „Verlust des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG durch Annahme“, dort findet sich auch der Entwurf der Sachverhaltsdarstellung. Damit ist dieser CR fertig für die Umlaufabstimmung.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instanz stellt fest, dass mit einer Annahme als Kind ein Verlust der nach § 4 Abs. 3 StAG erworbenen Staatsangehörigkeit verbunden sein kann. Dieser Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit tritt nach § 27 StAG ein. Mit dem Verlust der Staatsangehörigkeit ist auch eine Streichung des Hinweises verbunden.
Die Dokumentation und Benennung der Kindelemente sollte klarstellen, dass es um die Aufnahme oder die Streichung des Hinweises zu § 4 Abs. 3 StAG geht. Die Begrifflichkeiten Verlust / Erwerb / Wegfall sollten vermieden werden.
Mit den vorgegebenen Änderungen deckt die Lösung die Anforderungen der Problemstellung ab und ist rechtskonform.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-12-13
Durch die neuen Erkenntnisse der QS-Instanz ist eine Sachverhaltsbewertung durch das BMI, wie in der Bearbeitung vom 2019-12-03 erstellt, unnötig. Die nötigen Arbeiten an Dokumentation und Benennung werden durch die KoSIT durchgeführt und gemeinsam mit den neuen Erkenntnissen dem Expertengremium in der Januarsitzung präsentiert.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2019-12-18
Die nötigen Arbeiten an der Spezifikation, die durch die Bearbeitung der QS-Instanz nötig wurden, wurden durchgeführt.
Um mit XPersonenstand künftig nicht den Erwerb bzw. Verlust des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG, sondern die Eintragung bzw. Streichung eines Hinweises darauf in einem Geburtseintrag (Datenfeld 1080 PStV Anlage 1) zu übermitteln, wurden folgende Änderungen vorgenommen:
· Der Datentyp StA2MB.AenderungDtStAngNachPar4Abs3StAG (Abschnitt 5.4.3.7) wurde umbenannt in StA2MB.AenderungHinweisPar4Abs3StAG.
· Die Elementnamen (wegfall)erwerbDtStAngNachPar4Abs3StAG wurden umbenannt in (streichung/eintragung)HinweisPar4Abs3StAG. Die Dokumentation der Elemente wurde entsprechend angepasst. Diese Umbenennung betrifft den Datentypen StA2MB.AenderungHinweisPar4Abs3StAG (Abschnitt 5.4.3.7) sowie folgende Nachrichten: 031010 (Abschnitt 5.5.1.1), 031011 (Abschnitt 5.5.2.1), 031012 (Abschnitt 5.5.3.1), 031020 (Abschnitt 5.5.4.1), 031050 (Abschnitt 5.5.8.1), 031110 (Abschnitt 11.5.5).
· Die Prozessbeschreibung im Abschnitt 5.5.8 wurde angepasst.
Damit sind die Arbeiten an diesem CR abgeschlossen, das EG 20-01 kann sie zur Kenntnis nehmen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber) 	2019-12-19
Die Feststellung der QS-Instanz, dass mit der Annahme als Kind ein Verlust der nach § 4 Abs. 3 StAG erworbenen Staatsangehörigkeit verbunden sein kann, ist durch den CAB zu bestätigen. 
Kann die Feststellung der QS-Instanz nicht bestätigt werden, muss das weitere Vorgehen festgelegt werden.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat 	2020-01-08
Diskussion
Die Standesämter sind nach § 34 PStV verpflichtet, bei Beurkundungen zu überprüfen, ob ein Erwerb oder ein Verlust des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 (3) StAG stattgefunden hat oder nicht. Das Ergebnis dieser Prüfung wird durch Eintragung oder Streichung eines entsprechenden Hinweises im Geburtenregistereintrag festgehalten sowie der Meldebehörde mitgeteilt. Das hat den Sinn, dass sich Betroffene bis 2014 mit Erreichen der Volljährigkeit zwischen ihrer deutschen sowie der ebenfalls erworbenen ausländischen Staatsangehörigkeit entscheiden mussten. Nicht in Deutschland aufgewachsene Betroffene müssen dies immer noch. Um diese sogenannte „Optionspflicht“ durchzusetzen, ist eine gesicherte Information über diesen Erwerb der Staatsangehörigkeit nach § 4 (3) StAG notwendig, den das Standesamt mit dem Hinweis feststellt. 
Da diese Optionspflicht mit dem Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit durch § 27 StAG wegfällt, sollte entsprechend auch der Hinweis gestrichen werden. Die Optionspflicht fällt weiterhin auch weg durch einen Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 6 StAG durch Annahme durch einen Deutschen. Solch ein Erwerb bewirkt also auch eine Streichung des Hinweises.
[bookmark: _GoBack]Die Pflicht zur Überprüfung auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch § 4 (3) StAG schließt die Pflicht zur Überprüfung auf Verlust oder Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Annahme als Kind laut § 6 oder § 27 StAG ein.
Wird der Hinweis auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 (3) StAG in Folge eines Beurkundungsvorgangs gestrichen, so ist aus dem Registereintrag nicht mehr ersichtlich, dass die Person die deutsche Staatsangehörigkeit bis dahin besaß. Dies kann zwar u.U. materielle Folgen haben, stellt jedoch kein Problem dar, da der Fakt aus den Sammelakten ersichtlich ist.
Beschluss
Der Änderungsbeirat bestätigt die Ergebnisse der QS-Instanz zur Mitteilung von Aufnahme bzw. Streichung des Hinweises auf den Erwerb der Staatsangehörigkeit nach § 4 (3) StAG.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2020-01-10
Der Änderungsbeirat bestätigt Großteils die These der QS-Instanz. Zusätzlich wurde noch der bisher nicht vorgesehene Fall identifiziert, dass ein Kind durch Annahme nach § 6 StAG den Hinweis auf Erwerb der dt. StAG nach § 4 (3) StAG verlieren kann. 
Die bestehenden Überarbeitungen, um die Spezifikation auf den Stand der These der QS-Instanz bringen, können damit Großteils so beibehalten werden, und sollen durch das EG gemeinsam mit den Beschlüssen der QS-Instanz und des CABs zur Kenntnis genommen werden. Es muss noch überprüft werden, ob an manchen Beschreibungstexten Ergänzungen vorgenommen werden müssen, da der Änderungsbeirat einen weiteren möglichen Fall zur Streichung des Hinweises nach § 4 (3) StAG durch Annahme identifiziert hat.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2020-01-13
Die notwendigen Änderungen an der Prozessbeschreibung in Abschnitt 5.5.8 wurden durchgeführt.
Durch die Bearbeitung des Änderungsbeirats wurde ein zweiter Fall für einen nicht-abstammungsrechtlichen Vorgang identifiziert, der eine Streichung des Hinweises auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 (3) StAG zur Folge hat.
Wird ein Kind, welches den Hinweis hat, nach deutschem Recht wirksam durch einen Deutschen als Kind angenommen, so erhält es nach § 6 StAG die deutsche Staatsangehörigkeit, der Hinweis auf § 4 (3) StAG muss damit gestrichen werden.
Dieser Fall wurde in die Auflistung der Fälle in der Spezifikation aufgenommen.
Allgemein wurden kleinere Änderungen in der Prozessbeschreibung durchgeführt, um den Fokus auf abstammungsrechtliche Beurkundungsvorgänge abzuschwächen.
Es wurde auch eine Beschreibung hinzugefügt, die die materiellen Folgen des Hinweises erläutert.
Die Änderungen liegen als Änderungs-PDF dem Änderungsantrag als Anlage 1 bei.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2020-01-15
Die KoSIT stellt die Ergebnisse der Befassung in QS-Instanz und Änderungsbeirat und die damit verbundenen Änderungen an XPersonenstand vor.
Das EG beschließt:
1. Die QS der Texte erfolgt intern durch die KoSIT. Erforderlichenfalls wird die KoSIT Änderungen noch vor der Veröffentlichung von XPersonenstand 1.7.5 umsetzen.
2. Der CR 38/2019 wird aufgrund der Erkenntnisse aus QS-Instanz und Änderungsbeirat verworfen.
3. Im EG wurde auf ein mögliches Problem zwischen dem Beschluss des Änderungsbeirats zu CR 22/2019 und der PStG-VwV 21.5.2 hingewiesen. 
Im BMI bestehen Bestrebungen die PStG-VwV auch an dieser Stelle zu überarbeiten. Diese neuen Erkenntnisse werden in CR CR 22/2019 aufgenommen und dem CAB mit folgendem Vorschlag zum weiteren Vorgehen im Umlauf vorgelegt: 
a. Der Beschluss aus dem CAB wird zurückgenommen.
b. Der CR wird erst nach Klärung im BMI weiterverfolgt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2020-01-24
Durch die QS der Texte ergaben sich lediglich unbedeutende, redaktionelle Änderungen. Damit ist der CR aus Sicht der Modellierung abgeschlossen.
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